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(Nr. 10756.) Geſetz, betreffend die Zulaſſung einer Verſchuldungsgrenze für land- oder forft- 
wirtſchaftlich genutzte Grundſtücke. Vom 20. Auguſt 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
8 


Ein land⸗ oder forſtwirtſchaftlich genutztes Grundſtück, das von der nach 
$ 15 zuſtändigen Kreditanſtalt beliehen werden darf, kann über die nach der 
Verfaſſung der Anſtalt zuläſſige Beleihungsgrenze hinaus weder mit Hypotheken, 
Grundſchulden und Rentenſchulden, noch mit beſtändigen oder für eine beſtimmte 
Zeit zu entrichtenden feſten Geldrenten belaſtet werden, wenn dieſe Beſchränkung 
(Verſchuldungsgrenze) im Grundbuch eingetragen iſt. 


$ 2. 

Die Eintragung der Verſchuldungsgrenze erfolgt auf Antrag des Eigen- 
tümers. Der Antrag bedarf der im § 29 Satz 1 der Grundbuchordnung be— 
ſtimmten Form. . 

Zum Nachweiſe der im § 1 bezeichneten Erforderniſſe hat der Eigentümer 
auf Verlangen des Grundbuchamts eine von der zuſtändigen Kreditanſtalt zu 
erteilende Beſcheinigung beizubringen. 

Beantragt der Eigentümer die Eintragung einer gemeinſamen Verſchuldungs⸗ 
grenze für mehrere Grundſtücke, ſo gilt dies zugleich als Antrag auf Vereinigung 
dieſer Grundſtücke im Sinne des § 890 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
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§ 3. 

Die Verſchuldungsgrenze gilt auch für die Eintragung von Sicherungs⸗ 

hypotheken im Wege der Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. 

Ohne Rückſicht auf die Verſchuldungsgrenze können jedoch ſolche Siche⸗ 

rungshypotheken dann eingetragen werden: 

1. wenn die Forderung ſchon vor der Eintragung der Verſchuldungs⸗ 
grenze gegen den Eigentümer, auf deſſen Antrag dieſe Eintragung er⸗ 
folgt iſt, beſtanden hat und die Eintragung der Sicherungshypothek 
binnen drei Jahren nach der Eintragung der Verſchuldungsgrenze oder, 
falls die Forderung erſt ſpäter fällig geworden iſt binnen drei Jahren 
nach dem Eintritte der Fälligkeit beantragt wird. Für die Eintragung 
genügt es, wenn ihre Vorausſetzungen aus dem Schuldtitel erſichtlich 
oder in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde von dem 
Eigentümer anerkannt oder ihm gegenüber durch Urteil feſtgeſtellt find. 

Einer Forderung der vorbezeichneten Art ſteht eine Forderung 
gegen einen Rechtsvorgänger des Eigentümers, der die Eintragung der 
Verſchuldungsgrenze beantragt hat, gleich, wenn der Eigentümer nach 
den Vorſchriften über die Anfechtung von Rechtshandlungen des 
Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens verpflichtet iſt, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück wegen der Forderung zu dulden; 


2. wenn die Zwangsverſteigerung wegen der Forderung nicht zuläſſig iſt. 


SA 
Die Verſchuldungsgrenze gilt nicht für Belaſtungen, die das für eine Be— 
leihung des Grundſtücks mit Mündelgeld maßgebende Vielfache des ſtaatlich er- 
mittelten Grundſteuerreinertrags nicht überſteigen. 


98 5. 

Eine Belaſtung, für welche die Verſchuldungsgrenze gilt, darf nur einge⸗ 
tragen werden, wenn ſie und die ihr etwa vorgehenden Belaſtungen einen Betrag 
nicht überſteigen, bis zu dem das Grundſtück von der Kreditanſtalt nach deren 
Verfaſſung beliehen werden darf. 

Der Betrag iſt durch eine auf Antrag des Eigentümers zu erteilende Be⸗ 
ſcheinigung der Kreditanſtalt nachzuweiſen. Soweit bei ſeiner Feſtſtellung vor- 
gehende Belaſtungen bereits berückſichtigt ſind, iſt dies in der Beſcheinigung er⸗ 
ſichtlich zu machen. Eines Nachweiſes der weiteren im $ 1 bezeichneten Erforder⸗ 
niſſe bedarf es nicht. 

Bei der Eintragung iſt im Grundbuch anzugeben, daß die Belaſtung 
innerhalb des für die Verſchuldungsgrenze maßgebenden Betrags liegt. 

Wird die Eintragung einer Sicherungshypothek im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen einer Geldforderung beantragt, ſo hat das Grundbuchamt 
die Kreditanſtalt um Erteilung der nach Abſ. 1, 2 erforderlichen Beſcheinigung 
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zu erſuchen. Die Vorſchriften des § 18 Abſ. 2 der Grundbuchordnung finden 
Anwendung. 

Für die Koſten der von dem Grundbuchamt erforderten Beſcheinigung 
haftet der Kreditanſtalt nur der Eigentümer. Die Anſtalt kann wegen der Koſten 
die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners nach den 
Vorſchriften der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen, vom 15. November 1899 Geſetz-Samml. S. 545) 
betreiben. f 

§ 6. 


In den Fällen der §§ 4, 5 kommt bei der Feſtſtellung der Zuläſſigkeit 
der Belaſtung eine Hypothek mit dem Kapital» oder Höchſtbetrag, eine Grund- 
ſchuld mit dem Kapitalbetrag, eine Rentenſchuld mit dem Betrage der Ablöſungs— 
ſumme, eine beſtändige oder für eine beſtimmte Zeit zu entrichtende feſte Geld— 
rente mit dem fünfundzwanzigfachen Jahresbetrag und, wenn der Geſamtbetrag 
der Rentenleiſtungen geringer iſt, mit dieſem Betrage zur Anrechnung. 

Bedingte Rechte ſind wie unbedingte, Widerſprüche oder Vormerkungen 
ſind wie die durch ſie zu ſichernden Rechte zu behandeln. ö 

Ein Recht, mit ee noch ein anderes Grundſtück belaftet iſt oder belaftet 
werden ſoll, iſt zu ſeinem vollen Betrag anzurechnen; ſofern es jedoch nur an 
einem Teile des Grundſtücks, bei dem die Verſchuldungsgrenze eingetragen iſt, 
beſteht und ſein voller Betrag den von der Kreditanſtalt beſcheinigten Beleihungs⸗ 
wert des Teiles überſteigt, nur zum Betrage dieſes Beleihungswerts. 

Vorgehende Rechte anderer als der im Abſ. 1 bezeichneten Art bleiben 
außer Betracht. Das Gleiche gilt im Falle des $ 5 von den bereits bei der 
Feſtſtellung des beſcheinigten Betrags berückſichtigten Rechten. 


87. 
Beſtehende Rechte an dem Grundſtücke werden von der Eintragung der 
Verſchuldungsgrenze nicht berührt. 

$ 8. 

Auf die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks finden nach der Eintragung 
der Verſchuldungsgrenze die allgemeinen Vorſchriften mit folgenden Maßgaben 
Anwendung: 5 f 

1. Die Verſchuldungsgrenze bleibt, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften 

der Nr. 2 ein anderes ergibt, von der Zwangsverſteigerung unberührt. 

Die Eintragung von Sicherungshypotheken für die Forderung 
gegen den Erſteher erfolgt ohne Rückſicht auf die Verſchuldungsgrenze. 
Soweit die Sicherungshypotheken dieſe aber überſchreiten und nicht zu 
Gunſten der im § 10 Nr. 1 bis 4 des Reichsgeſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung bezeichneten Anſprüche ein⸗ 
getragen ſind, können ſie nicht nach Maßgabe der Vorſchriften der 
$$ 1180, 1186, 1198 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihrem Inhalte 
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nach geändert werden und erlöſchen, wenn fie ſich mit dem Eigentum 
in einer Perſon vereinigen. 

2. Iſt das Grundſtück mit einem vor der Eintragung der Verſchuldungs— 
grenze eingetragenen Rechte belaſtet, ſo iſt es mit der Verſteigerungs— 
bedingung des Fortbeſtehens der Verſchuldungsgrenze und ohne dieſe 
Bedingung auszubieten. Der Zuſchlag wird auf Grund des mit der 
Bedingung. erfolgten Ausgebots erteilt, wenn das Recht dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. 

Das Gleiche gilt, wenn nach der Eintragung der Verſchuldungs⸗ 
grenze eine Sicherungshypothek wegen einer Forderung der im § 3 


Abſ. 2 Nr. 1 Satz 1 bezeichneten Art im Wege der Zwangsvollſtreckung 


eingetragen iſt oder wenn der Gläubiger die Zwangsverſteigerung wegen 
einer ſolchen Forderung binnen der dort bezeichneten Friſt beantragt 
und dieſe Vorausſetzungen ſpäteſtens im Verſteigerungstermine vor der 
Aufforderung zur Abgabe von Geboten nachweiſt; die Vorſchrift des 
§3 Abſ. 2 Nr. 1 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 

3. Die Kreditanſtalt hat dem Gericht auf Erſuchen eine Beſcheinigung 
über den die Verſchuldungsgrenze beſtimmenden Höchſtbetrag zu erteilen. 


§ 9. 

Eine Überſchreitung der Verſchuldungsgrenze iſt nur mit Genehmigung des 
nach § 15 zuſtändigen ſtaatlich beftellten Kommiſſars zuläſſig. Sie darf, außer 
bei Belaſtungen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Errichtung von Landes: 
kulturrentenbanken, vom 13. Mai 1879 GGeſetz-Samml. S. 367) ein Viertel des 
die Verſchuldungsgrenze beſtimmenden Höchſtbetrags nicht überſteigen. Vor der 
Entſcheidung über die Genehmigung iſt die Kreditanſtalt zu hören. 

Die Genehmigung darf nur auf Antrag des Eigentümers für den Einzel— 
fall aus beſonderen Gründen, namentlich für die Eintragung der Erbabfindungen 
von Pflichtteilsberechtigten, erteilt werden. In der Eintragung iſt anzugeben, daß 
die Genehmigung erteilt iſt. 

Erliſcht die genehmigte Belaſtung mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeit⸗ 
punkts oder Ereigniſſes, ſo kann nach dem Eintritte des Zeitpunkts oder Ereig⸗ 
niſſes der Kommiſſar das Grundbuchamt um die Löſchung der Belaſtung erſuchen. 
Die Löſchung erfolgt auf Koſten des Eigentümers. 


$ 10. 
Solange die Verſchuldungsgrenze eingetragen ift, kann die grundbuchrecht- 
liche Teilung des Grundſtücks nur im Falle der Abveräußerung erfolgen. 


§ 11. 
Die Verſchuldungsgrenze wird durch Löſchung im Grundbuch aufgehoben. 
Die Löſchung erfolgt auf Antrag des Eigentümers. Der Antrag bedarf der im 
§ 29 Satz 1 der Grundbuchordnung beſtimmten Form. 


—:. 393. — 


Zur Löschung ift die Genehmigung des nach § 15 zuſtändigen Kommiſſars 
erforderlich. Vor der Entſcheidung über die Genehmigung iſt die Kreditanſtalt 
zu hören. 

Die Genehmigung iſt insbeſondere zu erteilen, wenn die im § 1 bezeichneten 
Erforderniſſe bei dem Grundſtücke nicht mehr vorliegen. 


$ 12. 

In den Fällen der §§ 9, 11 ſteht dem Eigentümer gegen die Entfcheidung 
des Kommiſſars binnen einer mit Zuſtellung der Entſcheidung beginnenden Friſt 
von zwei Wochen die bei dem Kommiſſar einzulegende Beſchwerde an den zuſtän— 
digen Miniſter zu. 

Dasſelbe gilt für die Kreditanſtalt, ſoweit die Entſcheidung des Kommiſſars 
von ihrer bei der Anhörung geäußerten Anſicht abweicht. 

Eine Eintragung im Grundbuche darf nur erfolgen auf Grund einer 
Beſcheinigung des Kommiſſars, daß die Genehmigung unanfechtbar geworden iſt. 


$.13. 
Die Eintragung der Verſchuldungsgrenze ſowie die gerichtliche Beurkundung 
oder Beglaubigung des dazu erforderlichen Antrags erfolgt gebührenfrei. 
Die im § 2 Abſ. 2 bezeichnete Beſcheinigung iſt von der Stempelſteuer befreit. 


$ 14. 
Die zum Richteramte befähigten Beamten der Kreditanſtalt ſind für die 
Beurkundung oder Beglaubigung der Anträge auf Eintragung oder Löſchung 
der Verſchuldungsgrenze innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe zuſtändig. 


$ 15. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes in den einzelnen Landes— 
teilen ſowie die für die Ausführung zuſtändigen öffentlichen Kreditanſtalten und 
die in den Fällen der §§ 9, 11 zuſtändigen Kommiſſare werden durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. s 

16. 


Die Vorſchriften zur Ausführung dieſes Geſetzes erläßt der zuſtändige Minifter. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wilhelmshöhe, den 20. Auguſt 1906. 
(. S.) Wilhelm. 
v. Podbielski. v. Bethmann Hollweg. Beſeler. Breitenbach. 
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(Sr. 10757.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachfen-Meiningen wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Sonneberg nach Eisfeld. Vom 1. Februar 1906. 


iin Majeftät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Sachſen-Meiningen haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Sonneberg nach Eisfeld zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrat Rudolf Ottendorff, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Baurat Franz Richard, 


Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrat Karl Schaller, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. N 
Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn 
von Sonneberg über Rauenſtein nach Eisfeld für eigene Rechnung auszuführen, 
ſobald ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 
f Die Herzoglich Sächſiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres Staatsgebiets. 


Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, die indes ſowohl bezüglich der Führung der Bahn wie 
bezüglich der Anlegung von Stationen etwaige beſondere Wünſche der Herzoglich 
Sächſiſchen Regierung tunlichſt berückſichtigen will. Jedoch bleibt die landes⸗ 
polizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Her— 
ſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, Vorflut⸗ 
anlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der 
Stationsanlagen der Herzoglich Sächſiſchen Regierung vorbehalten. 

Sollte von letzterer demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn infolge ein⸗ 
tretenden Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinal⸗ 
ſtraßen, die die geplante Eiſenbahn kreuzen, angeordnet oder genehmigt werden, 
ſo wird zwar preußiſcherſeits gegen die Ausfuhrung derartiger Anlagen keine 
Einſprache erhoben werden, die Herzoglich Sächſiſche Regierung verpflichtet ſich 
aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſen— 
bahn geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer 


„ 


Koſtenaufwand erwächſt, als der für die etwa von der Eiſenbahnverwaltung für 
notwendig erachtete oder nach Artikel III zu bewirkende Bewachung der neuen 
Übergänge. 


Artikel III. 


Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,135 Meter im lichten zwiſchen den 
Schienen betragen. Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die Bahn 
nach den Beſtimmungen der Eiſenbahn-Bau⸗ und Betriebs⸗Ordnung vom 
4. November 1904, gültig vom 1. Mai 1905 ab, und den dazu etwa künftig 
ergehenden ergänzenden oder abändernden Beſtimmungen herzuſtellen und dem— 
nächſt zu betreiben. 


Artikel IV. 


In Anerkennung der für die betreffenden Teile ihres Staatsgebiets 
erwachſenden Vorteile verpflichtet ſich für den Fall der Ausführung der den 
Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Bahn die Herzoglich Sächfifche Regierung: 
1. den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden der 
Königlich Preußiſchen Regierung unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen ; 

2. die Mitbenutzung der Chauffeen und fonftigen öffentlichen Wege unent⸗ 
geltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens 
und Betriebs der Bahn zu geſtatten; 

3. zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 

Zuſchuß von 1148000 Mark, in Worten: „Eine Million einhundert⸗ 
achtundvierzigtauſend Mark“, zu gewähren. 


Artikel V. 


Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſamte, zur Herſtellung der, Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Anderungen von 
Wegen oder Waſſerläufen uſw. nach den genehmigten Bauplaͤnen oder nach den 
Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der 
benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr uſw. für notwendig 
erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigentum mit Einſchluß von Rechten 
und Gerechtigkeiten. Die Uberweiſung des Grundeigentums nebſt Rechten und 
Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſen⸗ 
bahnverwaltung auch Kultur- und Inkonvenienz⸗Entſchädigung nicht zu tragen 
und die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei von Pfandrechten 
ſowie frei von allen dinglichen Laſten, Abgaben und Gebühren, die dauernd 
erforderlichen in das Eigentum, die vorübergehend erforderlichen für die Dauer 
des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates übergehen. Letzterem 
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fallen nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des überwieſenen Geländes 
ur Laſt. 

g Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau— 
plans und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden Grund— 
ſtücke nach ihrer kataſtermäßigen Bezeichnung und Größe, deren Eigentümer nach 
Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich angeordneten Anlagen ſowie, 
wo nur eine Belaſtung von Grundeigentum in Frage ſteht, die Art und den 
Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. Binnen dreier Monate nach Vorlage 
dieſes Auszugs iſt die Eiſenbahnverwaltung in den Beſitz der erforderlichen 
Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb dieſer Friſt die Überweiſung nicht erfolgt, 
ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die Befugnis zu, ohne weiteres die geſetzliche 
Enteignung zu beantragen, zu welchem Zwecke die Herzoglich Sächſiſche Regierung 
der Königlich Preußiſchen Regierung das Enteignungsrecht rechtzeitig erteilen wird. 
Die Preußiſche Regierung wird dabei die Intereſſen der Herzoglich Sächſiſchen 
Regierung tunlichſt wahrnehmen, insbeſondere Vergleiche nicht ohne deren Zu— 
ſtimmung abſchließen. Der im Enteignungswege für den Grunderwerb uſw. 
erwachſende Aufwand einſchließlich der Koſten des Verfahrens iſt der Eiſenbahn— 
verwaltung alsdann zu erſetzen. 

Der Herzoglich Sächſiſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen der Über— 
tragung dieſer ſowie der im Artikel IV unter 2 und 3 übernommenen Ver- 
pflichtungen auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden uſw. mit letzteren 
ſich zu verſtändigen; ſie bleibt indes auch für den Fall einer derartigen Über— 
tragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen 
Regierung verhaftet. 

Die hohen vertragſchließenden Regierungen find darin einig, daß die Her- 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſo— 
weit dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnver— 
waltung iſt. 

Von dem nach Artikel IV 3 zu Kruse Barzuſchuß ift die eine Hälfte 
vier Wochen nach Beginn der Bauarbeiten, die andere Hälfte vier Wochen nach 
der Betriebseröffnung ſeitens der Herzoglich Sächſiſchen Regierung an die König— 
lich Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die letztere ſich demnächſt zu einer Erweiterung der urſprünglichen 
Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgleiſen, Stationen oder zu ähnlichen 
Einrichtungen entſchließen und insbeſondere auch zur Anlage des zweiten Gleiſes 
ſchreiten, ſo wird die Herzoglich Sächſiſche Regierung zwecks Erwerbung des zur 
Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, auf die ſich die 
Verpflichtung im Artikel IV (unter 1 und 2) des Vertrags nicht bezieht, das Ent— 
eignungsrecht erteilen, inſoweit es nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
von ſelbſt Anwendung findet, und für die Ermittlung und Feſtſtellung der Ent— 
ſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung bringen laſſen als 
diejenigen, die bei den Enteignungen zu Eiſenbahnanlagen in ihrem Gebiete zur 
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Zeit Geltung haben. Für die Verhandlungen, die zur Übertragung des Eigen- 
tums oder zur Überlaſſung in die Benutzung an den Preußiſchen Staat in den 
bezeichneten Fällen erforderlich ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den 
Grundbüchern, ſind nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, und tritt im 
übrigen Freiheit von Stempel- und Gerichtsgebühren ein. 


Artikel VI. 


Die Genehmigung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die König⸗ 
lich Preußiſche Regierung unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche der 
Herzoglich Sächſiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für die 
Bahn keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen als für die anſchließen— 
den Strecken des Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahngebiets. 


Artikel VII. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der Bahnſtrecke der Herzoglich 
Sächſiſchen Regierung vorbehalten. Auch ſollen die an der Bahn zu errichten— 
den Hoheitszeichen nur die dieſer Landesregierung ſein. 

Der Herzoglich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung 
ihres Hoheitsrechts einen ſtändigen Kommiſſar zu beſtellen, der die Beziehungen 
zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu ver⸗ 
treten hat, die nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der 
Behörden geeignet find. Für Akte der ſtaatlichen Oberaufſicht und die Aus⸗ 
übung ſtaatlicher Hoheitsrechte — ſoweit fie den Gegenſtand dieſes Vertrags be 
rühren —, insbeſondere für die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme von 
Eiſenbahnſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, wird Sachſen-Meiningen Ge— 
bühren nicht erheben und Auslagen nicht in Rechnung ſtellen. 

Die Handhabung der Bahnpolizei erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten, die auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen 
Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Behörden des Herzogtums Sachſen— 
Meiningen in Pflicht zu nehmen find. Die Handhabung der allgemeinen Sicher— 
heitspolizei liegt den betreffenden Organen der Herzoglich Sächſiſchen Regierung 
ob. Sie werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unter— 
ſtützung leiſten. 

Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, die in dem Herzoglich Sächſiſchen Gebiete 
ſtationiert ſind, erleiden dadurch keine Anderung ihrer Staatsangehörigkeit. 

Die Beamten der Bahn ſind rückſichtlich der Diſziplin lediglich ihren 
Dienſtvorgeſetzten und den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staats- 
regierung, im übrigen aber den Geſetzen und Behörden des Herzogtums Sachſen— 
Meiningen unterworfen. 
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Bei der Anftellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten ſoll auf Angehörige des Herzogtums Sachſen⸗Meiningen 
vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militäranwärter „unter 
denen jene Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der 
bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel IX. 


Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß des Baues oder Betriebs der 
Bahn gegen die Eiſenbahnverwaltung etwa geltend gemacht werden, ſollen von 
den Landesgerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch 
nach den Landesgeſetzen beurteilt werden. 


Artikel X. 

Die Herzoglich Sächſiſche Regierung verpflichtet ſich, von der Eiſenbahn⸗ 
unternehmung und dem zu ihr gehörigen Grund und Boden keinerlei Staats- 
abgaben zu erheben, ſolange die Bahn ſich im Eigentum oder Betriebe der 
Königlich Preußiſchen Regierung befindet. 

Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecke, insbeſondere auf die Be⸗ 
rechnung des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Verteilung 
unter die beteiligten Gemeinden, finden vom 1. Januar des auf die Betriebs- 
eröffnung folgenden Jahres an die Beſtimmungen des preußiſchen Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 preußiſche Gefeg-Samml. S. 152) oder 
der künftighin etwa an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen 
Weiſe Anwendung, als wenn die Bahn auf Königlich Preußiſchem Gebiete läge. 

Bei der ee durch die Gemeinden ſoll ausgeſchloſſen fein daß 
dieſe höhere Steuerſätze oder Steuerſätze nach einem höheren Maßſtab anwenden 
oder endlich andere Steuern auferlegen, als ſie von den übrigen Gemeindeabgabe⸗ 
pflichtigen gefordert werden. 

Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für das vorausgegangene 
Kalenderjahr. 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der Bahn be⸗ 
rührten außerpreußiſchen Gemeinden gemäß den Beſtimmungen des § 47 Abſ. 2 
beziehungsweiſe Abſ. 1 unter b des preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem 
gemeindeſteuerpflichtigen Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen Staates 
verwalteten Eiſenbahnen beteiligt werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an 
Gehältern und Löhnen zu Grunde gelegt werden „welche aus dem Betriebe der 
Bahn erwachſen. 

Eine Beſteuerung der Bahn durch andere korporative Verbände wird die 
Herzoglich Sächſiſche Regierung nicht zulaſſen. 5 

Sofern dieſer Vereinbarung zuwider Steuern erhoben werden ſollten, hat 
die Herzoglich Sächſiſche Regierung die hierfür geleiſteten Ausgaben der Königlich 
Preußiſchen Regierung zu erſtatten. 
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Artikel XI. 
Für die Einziehung von Stationen ſowie für die Einſtellung des Betriebs 
auf der ganzen Bahn oder eines Teiles derſelben iſt die Zuſtimmung der Herzoglich 
Sächſiſchen Regierung erforderlich. 


f Artikel XII. 

Ein Recht auf den Erwerb der Bahn wird die Herzoglich Sächſiſche 
Regierung, ſolange die Bahn im Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen 
Staates ſich befindet, nicht in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigentum 
und Betrieb an einen Privatunternehmer abgetreten werden, wozu die Genehmigung 
der Herzoglich Sächſiſchen Regierung erforderlich ſein würde, ſo bleibt dieſer das 
Recht vorbehalten, die Bahn nach Maßgabe des preußiſchen Eiſenbahngeſetzes 
vom 3. November 1838 anzukaufen. 


Artikel XIII. 

Für den Fall der Abtretung des preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XIV. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden, die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 

So geſchehen zu Berlin, den 1. Februar 1906. 


(L. S.) Ottendorff. (L. S.) Schaller. 
(L. S.) Richard. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden und die Auswechſe— 
lung der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GGeſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


3; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. März 1906, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Arnsberg für die Anlage einer neuen 
Brücke über die Ruhr im Zuge der Kreischauſſee von Arnsberg über 
Rumbeck zur Provinzialſtraße Arnsberg Beverungen, durch das Amts: 
blatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 15 S. 191, ausgegeben 
am 14. April 1906; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 23. April 1906, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Landkreis Emden für die Anlage einer 
Kleinbahn von Pewſum nach Greetſiel, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Aurich Nr. 20 S. 161, ausgegeben am 18. Mai 1906; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Mai 1906, betreffend die Anwendung der 


dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Landkreiſe Recklinghauſen 
erbaute Chauſſee von Datteln nach Exkenſchwick, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 26 S. 179, ausgegeben am 
28. Juni 1906 


der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Mai 1906, betreffend die Verleihung des 


Rechtes zur Chauſſeegelderhebung und die Anwendung der dem Chauſſee— 
geldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe Halle i. Weſtf. in dauernde 
Unterhaltung übernommene Chauſſee von Brockhagen über Steinhagen 
nach Vierſchlingen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Minden Nr. 29 S. 173, ausgegeben am 21. Juli 1906; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Juli 1906, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts und des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. 
ſowie die Anwendung der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die 
von dem Kreiſe Carthaus zu bauende Chauſſee von Eggershütte nach 
Marienſee, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 34 
S. 307, ausgegeben am 25. Auguſt 1906. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz-Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


